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ohne Reife 
Die Maturaquote steigt in 
einigen Kantonen auf Re­
kordhöhe. Gleichzeitig fal­
len Gymi-Absolventen mit 
der Note 6 durchs Studium. 
Nun reagieren Kantone 
und Hochschulen. 

VON YANNICK NOCK 

Nyon hält einen Rekord, den kaum ei­
ner kennt. Berühmt ist die 20 000-Ein­
wohner-Stadt für ihr weisses Schloss, 
das über dem Hafen thront. Pop-Legen­
de Phil Collins schlendert schon mal 
die Seepromenade entlang, und natür­
lich hat der Fussballverband Uefa sei­
nen Hauptsitz im Westschweizer Städt­
chen. Bemerkenswert ist aber etwas 
anderes: Landesweit gibt es nirgends 
mehr Maturanden als in Nyon. 

Die Quote liegt bei 37 Prozent, wie 
neuste Zahlen des Bundesamts für Sta­
tistik zeigen. Damit besitzt in Nyon 
mehr als jeder dritte 19-Jährige eine Ma­
tura. Das ist keine Ausnahme. Mehrere 
Kantone vermelden Rekordzahlen. In 
Baselland stieg die Quote in nur fünf 
Jahren von 19,6 auf 23,1 Prozent. Re­
kord. Basel-Stadt liegt mit 32 Prozent 
noch höher. Auch Rekord. Und in Zü­
rich und Schwyz ist der Wert ebenfalls 
der höchste seit Beginn der Erhebung 
vor 35 Jahren. 

Die Entwicklung bringt Probleme mit 
sich. Die Matura soll eigentlich die Rei­
fe fürs Studium dokumentieren, doch 
höhere Quoten gehen oft mit sinken­
den Ansprüchen einher. «Das System 
ist in Schieflage geraten», sagt Stefan 
Wolter, Bildungsexperte des Bundes 
und Professor an der Universität Bern. 
«Die Leistungsunterschiede zwischen 

den Schülern sind beträchtlich.» Das 
bekommen vor allem die Universitäten 
zu spüren. Je nach Kanton, Gymnasium 
und Schwerpunkt sind die Fähigkeiten 
der Mittelschulabsolventen nicht im­
mer hochschulreif. Besonders Schüler 
aus Kantonen mit vielen Maturanden 
wie in Genf (28,9 Prozent) haben im 
Studium mehr Mühe als ihre Kommili­
tonen aus St. Gallen, wo nur wenige das 
Gymnasium besuchen (14 Prozent). 

Über die Hälfte fliegt raus 
«Immer häufiger betrachten die Univer­
sitäten das erste Studienjahr als Selekti­
onsjahr, weil sie der Matura-Qualifikati­
on nicht mehr vertrauen», sagt Wolter. 
Seit zehn Jahren sinkt beispielsweise 
an der ETH Lausanne die Erfolgsquote 
der Erstsemestrigen. Mittlerweile fallen 
60 Prozent durch die erste Zwischen­
prüfung. Wolter lcritisiert, dass Schüler 
aus ihren Maturanoten nicht mehr er­
sehen können, ob sie an der Universität 
überhaupt bestehen können. «Einzelne 
Gymnasien vergeben Noten, die in kei­
nem Verhältnis zu den objektiven Leis­
tungen stehen», sagt er, «dann kommt 
es vor, dass Gymi-Absolventen trotz der 
Note 6 in Mathematil< später aus dem 
ETH-Architekturstudium fliegen.» 

Die Maturaprüfung soll sich deshalb 
in den kommenden Jahren ändern -
und einheitlicher werden. Die Konfe­
renz der Schweizer Erziehungsdirekto­
ren (EDK) hat kürzlich das Anforde­
rungsprofil für Maturanden überarbei­
tet. Im Zentrum stehen die Erstsprache 
und die Mathematik. «Bislang war die 
Studierfähigkeit nur sehr allgemein be­
schrieben», sagt der Basler Erziehungs­
direktor und EDK-Präsident Christoph 
Eymann. «Nicht alles, aber ein wichti­
ger Ausschnitt wurde nun mit fachli-
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chen Kompetenzen präzisiert.» Ähnlich 
wie im neuen Lehrplan 21 wird darin 
beschrieben, was die Schülerinnen und 
Schüler wissen und vor allem was sie 
können müssen. 

Das wird nicht die einzige Neuerung 
bleiben. Die EDK empfiehlt, die Ab­
schlussprüfungen in den Kantonen zu 
harmonisieren. Ähnliche Bemühungen 
treiben die Hochschulen voran. Die 
Universität Zürich stellt ihre Prüfungs­
beisitzer der mündlichen Matura künf­
tig häufiger auch anderen Kantonen 
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zur Verfügung, um einen ähnlichen 
Standard sicherzustellen. Die Schweiz 
nähert sich damit ihren Nachbarn an. 
In Deutschland und in Österreich regelt 
die Einheitsmatur, dass alle Schüler auf 
dem gleichen Stand sind. 

87 Prozent für Einheitsmatur 
«Wir sollten wegen der Qualität in Rich­
tung Zentralmatura gehen», sagt Wolter 
- und steht damit nicht allein. In einer 
repräsentativen Umfrage Ende 2015 
sprachen sich 86,6 Prozent der Befrag-

ten für schweizweit einheitliche Ab­
schlussprüfungen aus. «Dass wir dar­
über diskutieren, wäre vor vier Jahren 
noch undenkbar gewesen», sagt der 
Bildungsexperte. Auch die EDK hat 
weitere Massnahmen angekündigt: Zu­
sammen mit dem Bund wollen die Er­
ziehungsdirektoren demnächst eine 
neue, gesamtschweizerische Evaluation 
durchführen. Ihr Ziel: Messen, wie weit 
die Gymnasiasten am Ende ihrer Aus-

Kommentar: Meinungsseite 
bildung wirklich sind. / 

Schadensexperten haben derzeit alle Hände voll zu tun. Keystone 

Unwetterschäden 
in Millionenhöhe 
Im Raum Bern zerbeulte Hagel Tausende von Autos. 

Die Prognose ist düster: Graue Wol­
ken hängen über der Schweiz, Re­
gen prasselt auch in den nächsten 
Tagen nieder. Bis zum Dienstag­
abend kann es in den Bergen laut 
Meteo Schweiz nochmals bis zu 100 
Liter Regen pro Quadratmeter ge­
ben. Es droht die Gefahr von Hang­
rutschen und überschwemmungen. 

In den vergangenen Tagen kam es 
aufgrund von Überschwemmungen 
und Hagel zu Schäden in Millionen­
höhe. Das Schweizer Sturmarchiv 
verzeichnet bereits elf Einträge von 
mittelgrossem und grossem Hagel in 
den letzten zwei Monaten. Der 

grösste Schaden durch Hagel ent­
stand im Raum Bern. 

Wie die AXA Winterthur mitteilt, 
gingen bei ihnen rund 2000 Scha­
denmeldungen ein. Die Schaden­
summe der zerbeulten Autos beläuft 
sich auf 4,7 Millionen Franken. Bei 
der Zürich-Versicherung meldeten 
sich 1600 Fahrzeughalter, bei Gene­
rali weitere 480. Die Versicherungen 
reagierten. Sie richten sogenannte 
Drive-ins ein. zusammen mit Drü­
cker-Spezialisten, auch «Beulen-Dok­
toren» genannt, werden dort die Au­
tos wieder glatt gemacht oder der 
Totalschaden geschätzt. CABNSARJ 
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Plapperlapapp 
Es geht wieder rund 
Auf dem Rasen und in der Luft, wo die 
Schweiz gegen die Schweiz antrat. Im un­
freiwilligen Zweikampf, bis der Verlierer im 
holländischen Gewächshaus landete. Im­
merhin, Holland war hier mit von der Partie, 
im Gegensatz zur EM. Doch wer ist der 
Sieger der Lüfte? Vielleicht die Schweizer 
Armee, die aus dem Gripen-Nein gelernt 
hat, dass es erst dann neue Flugzeuge gibt, 

wenn die alten weg sind? Der wahre Kunst­
flug wird derweilen in den Stadien Frank­
reichs zelebriert. Mit gestreckten Schwal­
ben und lang einstudierten Strafraumrollen 
begeistern europäische Elferstaffeln ihr 
weit gereistes Publikum. Statt Gewächshäu­
ser gibt es Schiedsrichter mit Tomaten auf 
den Augen. Zu Abstürzen kommt es nur bei 
Fans, die ihren Tank zu grosszügig füllen. In 
vier Wochen weiss man, wer die Überflieger 

sind und die Punktlandung zum Finale in 
Paris geschafft haben. Möglich, dass die 
Schweiz dabei sein wird. Eher wahrschein­
lich, dass sie sich früher von der europäi­
schen Bühne verabschiedet. Mit einer sanf­
ten Landung in Kloten statt mit Getöse im 
Gewächshaus. 

Marc Schwitter, 
freier Texter & Journalist 

Gastbeitrag von Daniel Schwarz 

Ein Brexit bringt der Schweiz nichts 
In elf Tagen werden wir die Antwort 
der Briten auf die offizielle Abstim­
mungsfrage «Soll das Vereinigte 
Königreich Mitglied der EU bleiben 
oder die EU verlassen?» kennen. Es 
handelt sich um die erst dritte Volks­
abstimmung auf nationaler Ebene in 
Grossbritannien. Nicht direkte 
Demokratie, sondern die Souveräni­
tät des Parlaments wird auf der Insel 
hochgehalten. Vergleichen mit der 
Schweiz, wo der Bundesrat durch 
Föderalismus, Volksrechte und par­
lamentarische Kontrolle stark einge­
schränkt ist, verfügt die Parlaments­
mehrheit im britischen Unterhaus 
gleichbedeutend mit der Regierung 
- über eine enorme Machtfülle. 
Machtteilung schweizerischer 
Prägung ist hingegen kein Begriff, 
der im Vereinigten Königreich 
grosses Ansehen geniesst. Dieser 
wird mit Verwischung der Verant­
wortung gleichgesetzt. 

So ist die Brexit-Abstimmung nicht 
die Folge einer Volksinitiative, son­
dern liegt in der Angst vor Machtver­
lust der konservativen Partei von 
Premierminister Cameron begrün­
det. Die aufstrebende UKIP sitzt ihr 
im Nacken. Der tonangebenden 
Parteielite geht es einzig darum, die 
EU-Frage mit einem Volksvotum 
gegen den Brexit für die nächsten 
Jahrzehnte aufEis zu legen. 

Volksabstimmungen werden in 
Grossbritannien nach Gutdünken 
der Regierung angeordnet. Sie sind 
konsultativ und nur aufgrund des 
Versprechens der Selbstverpflich­
tung für die Regierung verbindlich. 

Zudem bedeutet eine allfällige 
Brexit-Mehrheit am 23. Juni nicht 
den endgültigen, rechtlich binden­
den Austrittsentscheid. Sie bildet 
eher den Auftakt zu einem längeren 
«Scheidungsprozess» mit der EU. 

Die oft zitierte Analogie, welche die 
EU mit einem Club vergleicht, aus 
dem man wie bei einem Turnverein 
mit einem einseitigen Entscheid aus­
treten kann, führt spätestens bei der 
Austrittsfrage an ihr Ende. Die EU ist 
kein Club, sondern eher eine Genos­
senschaft. Vor dem Austritt müssten 
sich die Briten mit den 27 verblei­
benden Staaten über die Modalitä­
ten im Detail einig werden. 

Denkbar, dass nach Vorliegen des 
definitiven Austrittsvertrags sogar 
das britische Volk nochmals befragt 
wird - insbesondere wenn die realen 
Aussichten ausserhalb der EU düste­
rer wären als erwartet. Dies wäre 
nicht undemokratisch, zumal erst 
dann echte Klarheit bezüglich der zu 
erwartenden politischen und wirt­
schaftlichen Konsequenzen besteht. 

Trotz aller verbaler Drohkulissen, 
wie sie beispielsweise vom deut­
schen Finanzminister mit dem Aus­
spruch «Out heisst out» aufgebaut 
werden, dürften Austrittsverhand­
lungen davon geprägt sein, den 
Schaden gering zu halten. Die EU 
weiss, dass der Umgang mit Gross­
britannien ein Präjudiz für andere 
potenziell austrittswillige Staaten 
darstellt, was eher für eine harte 
Haltung spricht. Allerdings wären 
die wirtschaftlichen Folgen für die 

Daniel Schwarz 
ist Politikwissen­
schafter und Mit­
begründer der 
Online-Wahlhilfe 
«smartvote». Von 
2011 bis 2013 leb­
te und forschte er 
in London. 

«Der Brexit be­
deutet nicht 
den endgülti­
gen Austritt. Er 
bildet eher 
denAuftakt 
zu einem län­
geren Schei­
dungsprozess 
mit der EU» 

Rest-EU umso gravierender, je stär­
ker der Brexit dazu genutzt würde, 
ein Exempel zu statuieren, indem 
das Vereinigte Königreich z. B. auf 
den Status eines reinen Freihandels­
partners auf WTO-Basis gesetzt wür­
de. Realistisch wäre wohl eine Lö­
sung irgendwo dazwischen mit einer 
gewissen Ähnlichkeit mit dem beste­
henden EWR oder mit dem Bilatera­
lismus nach Schweizer Vorbild. 

Die grösste Schwäche der Brexit­
Kampagne ist, dass sie kein glaub­
würdiges Konzept für die zukünfti­
gen Beziehungen= EU vorweisen 
kann. Im selben Dilemma steckt 
auch die Schweiz: Die Lösung, wel­
che man sich in den schönsten Far­
ben ausmalt, wird von Europa nicht 
angeboten. So viel Standfestigkeit 
darf man den EU-Staaten zutrauen, 
dass sie auch nach einem Brexit von 
dieser prinzipiellen Haltung allen­
falls in den Details, nicht aber im 
Grundsatz abrücken werden. 

In der Schweiz ist die Ansicht popu­
lär, dass ein Brexit den Beziehungen 
der Schweiz zur EU politisch helfen 
würde. Diese Einschätzung beruht 
eher auf Wunschdenken als auf ei­
ner nüchternen Analyse und ist ge­
trieben von Missgunst und Schaden­
freude gegenüber der EU. Wer auf 
den Brexit hofft, schiesst sich in den 
eigenen Fuss. Der Schweiz ist am 
besten gedient, wenn in der EU poli­
tisch Ruhe herrscht und diese wirt­
schaftlich prosperiert, sodass unsere 
Güter und Dienstleistungen weiter­
hin gefragt sind. Beides wird bei ei­
nem Brexit aufs Spiel gesetzt. 

Schweiz am Sonntag 
12. Juni 2016 

/oarum prüfe, wer sich 
ans Gymnasium bindet 

Yannick Nock, 
Nachrichtenredaktor 

Die Nachricht: Die Maturitätsquote steigt in einigen Kan- . ri 

tonen auf Rekordhöhe. Gleichzeitig fallen zunehmend Gy- '-..!J 

mi-Absolventen mit tollem Abschluss durch ihr Studium. "( 

Der Kommentar: über einen Matura-Abschluss entschei­
det nicht zwingend der Wille, nicht die Intelligenz und 
auch nicht das Können. Je nachdem, in welchem Kanton, 
Bezirk oder Gymnasium man die Mittelschule besucht, 
ist es entweder leicht oder verdammt schwer, einen Ab­
schluss zu machen. Die Maturitätsquoten unterscheiden 
sich massiv. Zwar bleibt die landesweite Quote konstant 
bei 20 Prozent, dennoch vermelden mehrere Kantone 
Rekordzahlen. 

Die Erziehungsdirektoren und die Hochschulen gehen 
gegen die wachsende Ungleichheit vor. Sie konzentrieren 
sich auf den Übergang= Universität. Das ist richtig, 
aber nicht ausreichend. Genauso wichtig wäre es, vor der 
Mittelschule anzusetzen. Eine Aufnahmeprüfung zum 
Gymnasium würde viele Probleme lösen, bevor sie entste­
hen. In den meisten Kantonen der Deutschschweiz gehört 
die Prüfung zum Alltag. Dementsprechend tief ist die Ma­
turitätsquote. Hoch ist hingegen der schulische Erfolg an 
den Unis, aber auch während der Mittelschule. Nur weni-
ge St. Galler fliegen nach der Probezeit aus dem Gymi. 
Das Gegenteil ist in Genf der Fall, wo Lehrer und Eltern 
entscheiden, wer an die Mittelschule darf. Die Folge: Je­
der zweite fällt vor dem Abschluss raus - und trotzdem 
liegt die Quote der 19-jährigen Genfer mit Matura bei ho­
hen 29 Prozent, also massiv über der Deutschschweizer 
Quote. Dementsprechend verwässert ist ihr Abschluss. 
Ein einheitliches, strengeres Vorgehen vor und während 
der Gymizeit würde allen nützen. Wer früher durch die 
Maschen fällt, steht schneller wieder auf. Maturanden 
wissen schnell, woran sie sind, die Universitäten müssen 
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das erste Jahr nicht mit Aussieben verschwenden, und 
Lehrmeister finden endlich wieder Lehrlinge, denn eine 
Berufslehre bietet genauso viele Chancen wie die Matura.;· 

yannick.nock@schweizamsonntag.ch 

Ein bürokratischer 
Schuss ins eigene Bein 

Benjamin Weinmann, 
Wirtschaftsredaktor. 

Die Nachricht: Das Swissness-Gesetz zum Schutz der 
Schweizer Marke tritt im Januar in Kraft. Bei bekannten 
Nahrungsmittelproduzenten herrschen jedoch grosse 
Unsicherheiten. 

Der Kommentar: Auf den ersten Blick macht es Sinn. 
Nur auf Produkten, wo wirklich Schweiz drinsteckt, soll 
auch die rot-weisse Flagge zu Werbezwecken erlaubt sein. 
Doch Swissness bestraft die heimische Nahrungsmittel­
industrie, die schon jetzt mit schwierigen Rahmenbedin­
gungen zu kämpfen hat, seien es die abgeschotteten Ag­
rarmärkte, die zu hohen Einkaufskosten führen, oder die 
Frankenstärke, die dem Exportgeschäft zusetzt. 

Die Michel-Fruchtsäfte von Rivella werden im Aargau 
abgefüllt. Dass das Orangen- oder Mangokonzentrat nicht 
aus Bümpliz oder Bülach stammt, dürfte jedem Konsu­
menten klar sein. Doch die Familienfirma muss das 
Schweizer Kreuz zurückstufen. Auch Nestle ändert seine 
Verpackungen, weil die nötigen 80 Prozent an Schweizer 
Zutaten nicht überall erreicht werden. Firmen, die hier 
Arbeitsplätze schaffen, werden zusätzlich belastet, 
während Markenkopierer im Ausland mit dem Schweizer 
Wappen weiterhin Schindluder treiben. Investitionen in 
den Heimmarkt werden damit garantiert nicht gefördert. 

Auch die Umsetzung entpuppt sich als absurd. Hersteller, 
die auf Naturprodukte wie Zwetschgen für Konfitüre oder 
Honig für Schokolade angewiesen sind, müssen je nach 
Ernte-Situation jährlich neue Anträge für Ausnahmebe­
willigungen einreichen, um mit «made in Switzerland» 
werben zu dürfen. So wird Wirtschaftsdepartementschef 
Schneider-Ammann als Entscheidungsinstanz zum Mar­
meladen-Minister. Das alles zeigt: Das Gesetz ist nicht nur 
Bürokratiewahnsinn auf höchstem Niveau, sondern vor 
allem ein Rohrkrepierer. 

benjamin.weinmann@schweizamsonntag.ch 




